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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren abhängige Beschäftigung, abhängige

Beschäftigung oder selbständige
Tätigkeit, Auslegung eines
Verwaltungsaktes, Betriebsprüfung,
Betriebsprüfung,
Betriebsprüfungsbescheid,
Bindungswirkung, Eingliederung in eine
fremde Arbeitsorganisation, Prokura,
Prokurist, selbstschuldnerische
Bürgschaft, selbstständige Tätigkeit,
Statusbeurteilung, Stichprobenprüfung,
Tantieme, Teilbescheid, Teilregelung,
Typisches Unternehmerrisiko,
Weisungsgebundenheit, Weisungsrecht

Leitsätze Sozialversicherungspflicht – Prokurist –
abhängige Beschäftigung – selbstständige
Tätigkeit – Teilbescheid – Teilregelung –
Auslegung eines Verwaltungsaktes

Normenkette § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, § 28p Abs. 1 Satz
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§ 77 SGG
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Â Â 
Â 

Â 

1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des
Sozialgerichts Leipzig vom 22. Mai 2017 aufgehoben und die
Klage abgewiesen.
Â 

2. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens fÃ¼r beide
Instanzen.
Â 

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

4. Der Streitwert wird fÃ¼r beide Instanzen auf 56.870,04 â�¬
festgesetzt.

Â 

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten um die Sozialversicherungspflicht aufgrund BeschÃ¤ftigung
des zu 1. beigeladenen Gesellschafters als Prokuristen der klagenden GmbH (im
Folgenden: Beigeladener) und eine Nachforderung von Renten-, ArbeitsfÃ¶rderungs-
und UmlagebeitrÃ¤gen in HÃ¶he von 56.870,04 â�¬ fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung in der
Zeit vom 01.01.2010 bis 31.12.2013.

Â 

Die KlÃ¤gerin wurde durch notariellen Gesellschaftsvertrag vom 19.12.2000 mit Sitz
in Zâ�¦. Â gegrÃ¼ndet und am 05.03.2001 unter HRB Nr. 17646 in das
Handelsregister des Amtsgerichts Yâ�¦. eingetragen. Am 16.01.2017 verlegte die
KlÃ¤gerin ihren Sitz nach Aâ�¦. (Amtsgericht Wâ�¦.). Gegenstand des Unternehmens
ist eine internationale Spedition und damit in Zusammenhang stehende Waren- und
sonstige GeschÃ¤fte, sowie Fahrzeughandel und Vermietungen sowie
Verwaltungen, die keiner gesonderten Erlaubnis bedÃ¼rfen. Von dem Stammkapital
der KlÃ¤gerin im Nennwert von 25.000 â�¬ hielten der 1968 geborenen
Beigeladene und die 1977 geborene Vâ�¦. Â je 50%. Mit Kaufvertrag vom
28.01.2002 erwarb der 1957 geborene Uâ�¦. Â von Vâ�¦. Â den GeschÃ¤ftsanteil im
Nennwert von 12.500 â�¬.
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Der Gesellschaftsvertrag vom 19.12.2000 enthielt unter anderem folgende
Regelungen: 

â��Das Gesellschaftskapital wird von den Gesellschaftern Ã¼bernommen mit je
12.500 â�¬. 

Â 

Die Gesellschafter und GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer kÃ¶nnen durch Beschluss der
Gesellschafterversammlung, der die Bedingungen geregelt, von der Verpflichtung
entbunden werden, nicht in Wettbewerb zur Gesellschaft zu treten. 

Â 

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 

Â 

Die Gesellschaft hat einen oder mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer. Ist nur ein
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt, vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
gemeinschaftlich oder durch einen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in Gemeinschaft mit einem
Prokuristen vertreten. 

Â 

Die Gesellschafterversammlung kann auch bei Vorhandensein mehrerer
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer Alleinvertretungsbefugnis erteilen. Sie kann GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
von der BeschrÃ¤nkung des Â§Â 181 BGB befreien.

Das GeschÃ¤ftsjahr ist das Kalenderjahr. â�¦â��

Wegen der weiteren Einzelheiten des Gesellschaftsvertrages wird auf Bl. 143-145
der Verwaltungsakte Bezug genommen.

Â 

GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin waren der 1972 geborene Tâ�¦. Â von der
GrÃ¼ndung bis 22.12.2008, Uâ�¦. Â vom 12.11.2003 bis 28.11.2016 und ab
08.02.2018, der 1983 geborene Sâ�¦. Â vom 28.11.2016 bis 02.07.2018. Der
Beigeladene hatte vom 22.12.2008 bis zu seiner Bestellung als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
am 18.02.2020 Einzelprokura mit der Befugnis, im Namen der Gesellschaft mit sich
im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten RechtsgeschÃ¤fte
abzuschlieÃ�en. Der zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beigeladenen abgeschlossene
Prokuristen-Anstellungsvertrag vom 01.10.2008 enthielt u.a. folgende Regelungen: 

â��Â§ 1 Vertragsdauer, KÃ¼ndigung
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1. Der Anstellungsvertrag gilt ab 1.10.2008.
2. Er kann jederzeit bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fristlos gekÃ¼ndigt

werden. 
3. Jede Partei kann ihn jeweils zum Schluss eines GeschÃ¤ftsvierteljahres mit

einer Frist von sechs Monaten kÃ¼ndigen. Diese Frist entfÃ¤llt bei Vorliegen
eines wichtigen Grundes. 

4. Wichtiger Grund ist auch das Ausscheiden des Prokuristen als Gesellschafter
der GmbH bzw. seine Abberufung als Prokurist. â�¦

Â§ 2 Aufgaben

1. Der Prokurist ist allein geschÃ¤ftsfÃ¼hrungsberechtigt und allein
vertretungsberechtigt. Ihm obliegt die gesamte Leitung der Gesellschaft. Er
nimmt die Stelle des Arbeitgebers im Sinne des Arbeit- und Sozialrechtes
ein. Er bestimmt die gesamte innerbetriebliche Organisation.

2. Der Prokurist wird sein Amt mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns
fÃ¼hren und die ihm durch Gesetz und Vertrag Ã¼bertragenen
Obliegenheiten genau erfÃ¼llen. Die Haftung fÃ¼r leichte FahrlÃ¤ssigkeit
ist ausgeschlossen.

3. An eine feste Arbeitszeit ist der Prokurist nicht gebunden. Seine
wÃ¶chentliche Arbeitszeit betrÃ¤gt mindestens 40 Stunden.

4. Im InnenverhÃ¤ltnis zur Gesellschaft ist der Prokurist an den
Gesellschaftsvertrag sowie die GeschÃ¤ftsordnung gebunden und hat den
Weisungen der Gesellschafter Folge zu leisten.

Â 

Â§ 3 Urlaub/Ã�berstunden

1. Der Prokurist erhÃ¤lt jÃ¤hrlich einen Urlaub von 40 Arbeitstagen. â�¦

Â§ 4 VergÃ¼tung

1. Der Prokurist erhÃ¤lt fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit
ein festes Gehalt von monatlich 11.500,00 â�¬ brutto, dass jeweils
zum Monatsende zu bezahlen ist.
Weihnachtsgeld â�¦
Urlaubsgeld â�¦

2. Die Altersversorgung des Prokuristen wird durch eine Pensionszusage,
Direktversicherung oder durch Anschluss an UnterstÃ¼tzungskasse,
Pensionsfond oder Pensionskasse o.Ã¤. abgesichert. â�¦

Â§ 4a ErfolgsvergÃ¼tung

Neben den laufenden BezÃ¼gen erhÃ¤lt der Prokurist eine Erfolgsbeteiligung, die
nach dem Gewinn bemessen wird und vier Wochen nach Feststellung des
Jahresabschlusses fÃ¤llig wird. â�¦
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Â§ 5 Sonstige Leistungen

1. Bei GeschÃ¤ftsreisen hat der Prokurist Anspruch auf Ersatz seiner
entstandenen Spesen. â�¦

3. Soweit keine Sozialversicherungspflicht besteht, hat der Prokurist auf eigene
Kosten selber Vorsorge fÃ¼r den Krankheitsfall zu treffen.

4. Wenn Sozialversicherungspflicht aus diesem Vertrag gegeben ist, Ã¼bernimmt
die Gesellschaft die Arbeitgeber-Anteile zur Sozialversicherung. â�¦

Â§ 6 Befreiung von Â§ 181 BGB

Â Â Â Â  Â Der Prokurist ist von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit.

Â§ 7 GeschÃ¤fte, die der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedÃ¼rfen

1. Der Prokurist hat seine ganze Arbeitskraft sowie alle Erfahrungen und
Kenntnisse unter BerÃ¼cksichtigung des Â§ 8a dem Dienst in der
Gesellschaft zu widmen.

Â§ 8 NebentÃ¤tigkeit/Wettbewerbsverbot

1. Der Prokurist hat der Gesellschaft jederzeit zur Dienstleistung zur
VerfÃ¼gung zu stehen, wenn und soweit das Wohl der Gesellschaft dies
erfordert. â�¦

Â§ 10 Krankheit

Â Â Â Â Â  Im Falle der Erkrankung oder sonstiger unverschuldeter Verhinderung
des
Â Â Â Â Â  Prokuristen wird das Gehalt gemÃ¤Ã� Â§ 4 fÃ¼r die Dauer von zwÃ¶lf
Monaten fortgezahlt.
Â Â Â Â Â  â�¦â��

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Prokuristen-Anstellungsvertrages vom
01.10.2008 wird auf Bl. 122-126 der Verwaltungsakte Bezug genommen. Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer-Anstellungsvertrag von Uâ�¦. Â vom 01.10.2008 enthielt die
identischen Regelungen (Bl. 152-156 der Verwaltungsakte).

Am 17.09.2014 fÃ¼hrte die Beklagte durch Frau Râ�¦. Â eine BetriebsprÃ¼fung
durch. Der Beigeladene und die KlÃ¤gerin sollten unter dem GeschÃ¤ftszeichen
einen Feststellungsbogen zur versicherungsrechtlichen Beurteilung eines
Gesellschafters/GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers einer GmbH ausfÃ¼llen. Unter dem
26.09.2014 faxte der Steuerberater Qâ�¦. Â an die BetriebsprÃ¼ferin: â��â�¦.die
noch fehlenden Unterlagen sind bei der LS GmbH bereits angefordert. Die
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zustÃ¤ndige Sachbearbeiterin ist allerdings noch bis zum 13.10.2014 in Urlaub.
Sollte sich in der Zwischenzeit etwas ergeben, werden Sie von unserem BÃ¼ro
hÃ¶renâ�¦.â�� (Bl. 41 der Verwaltungsakte). 

Â 

Unter dem 17.11.2014 mailte Uâ�¦. Â als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin der
BetriebsprÃ¼ferin unter dem Betreff â��Ihr Zeichen â��: â��â�¦bedingt durch die
falschen Fragebogen, die uns zunÃ¤chst vorlagen, und Krankheit verzÃ¶gert sich
die Beantwortung Ihrer Fragebogen. Wir hoffen auf Ihr VerstÃ¤ndnis und werden
Ihnen diese in den nÃ¤chsten Tagen zukommen lassenâ�¦â�� (Bl. 25 der
Verwaltungsakte). 

Â 

Mit Bescheid vom 21.11.2014 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin unter dem
Aktenzeichen und der Ã�berschrift â��Bescheid â�� Betriebsnummer: 05581054
â�� BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 28p Abs. 1 SGB IV, durchgefÃ¼hrt am 17.09.2014
von Frau Râ�¦. â�� u.a. mit: â�� â�¦ die sich aus der PrÃ¼fung ergebende
Nachforderung betrÃ¤gt insgesamt 336,47 â�¬. â�¦ Die stichprobenweise
durchgefÃ¼hrte PrÃ¼fung hat folgende Feststellungen ergeben: â�¦ Hinsichtlich der
Entscheidung Ã¼ber den sozialversicherungsrechtlichen Status des als Prokurist
beschÃ¤ftigten Herrn Dâ�¦. erhalten Sie gesondert Nachricht. â�¦.â�� Wegen der
weiteren Einzelheiten des Bescheids vom 21.11.2014 wird auf Bl. 157-159 der
Gerichtsakte Bezug genommen.

Â 

Mit SchriftsÃ¤tzen vom 09.01.2015 und 27.04.2015 Ã¼bersandte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin den am 07.01.2015 ausgefÃ¼llten
Feststellungsbogen nebst Gesellschafts- (GrÃ¼ndungs-)vertrag vom 19.12.2000,
Kaufvertrag vom 28.01.2002, Gesellschafterbeschluss zur Prokuraerteilung vom
23.09.2008, AnstellungsvertrÃ¤ge des Beigeladenen und Uâ�¦., Aufstellung der
BÃ¼rgschaften des Beigeladenen und AuszÃ¼ge aus dessen Lohnkonten 2010 und
2011.

Â 

Nach AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin vom 20.04.2015 stellte die Beklagte mit Bescheid
vom 25.06.2015 unter dem Aktenzeichen und der Ã�berschrift â��Bescheid â��
Betriebsnummer: 05581054 â�� BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 28p Abs. 1 SGB IV,
durchgefÃ¼hrt am 17.09.2014 von Frau Râ�¦. Â â�� Sozialversicherungsrechtliche
Feststellung nach Â§ 7 SGB IVâ�� fest: Bei dem Beigeladenen habe als
Fuhrparkleiter und seit dem 02.10.2008 als Prokurist ein abhÃ¤ngiges und dem
Grunde nach sozialversicherungspflichtiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bestanden.
Die fÃ¼r die Zeit vom 01.01.2010 bis 31.12.2013 ergebenden Nachforderungen zur
Sozialversicherung betrÃ¼gen insgesamt 56.870,04 â�¬ (BeitrÃ¤ge zur
Rentenversicherung, ArbeitsfÃ¶rderung und Umlagen). Mit einer Kapitalbeteiligung
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von 50Â % hÃ¤tten mitarbeitende Gesellschafter ohne GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerfunktion
â�� im Gegensatz zu Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern â�� keinen
maÃ�geblichen Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft. Nur mitarbeitende
Mehrheitsgesellschafter seien in der Lage, Einzelanweisungen der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung im Bedarfsfall jederzeit zu verhindern. Der Beigeladene
verfÃ¼ge nicht Ã¼ber die erforderliche Rechtsmacht, maÃ�geblichen Einfluss auf
die Geschicke der Gesellschaft auszuÃ¼ben und seine TÃ¤tigkeit im Wesentlichen
frei von Weisungen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung zu gestalten. Anders als in dem
Anstellungsvertrag unter Â§ 2 Ziff. 1 ausgefÃ¼hrt, sei er, da er nicht als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer im Handelsregister eingetragen sei, nicht
geschÃ¤ftsfÃ¼hrungsberechtigt (Â§ 35 GmbHG). Zwar habe der Beigeladene
eigenes Kapital in den Dienst der GmbH gestellt und sei durch die vereinbarte
Tantieme indirekt am Erfolg der Gesellschaft beteiligt (beides Indizien fÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit). Jedoch garantiere ihm im Gegenzug sein Prokuristen-
Anstellungsvertrag u.a. monatlich festgezahlte BezÃ¼ge, Urlaubs- und
Weihnachtsgeld (Â§ 4) sowie eine Lohnfortzahlung im Krankheitsfall fÃ¼r die Dauer
von zwÃ¶lf Monaten (Â§ 10), was wiederum fÃ¼r ein abhÃ¤ngiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis spreche. Ã�ber eine konkrete Verlustbeteiligung bei
Misserfolgen sei nichts vereinbart worden. Durch die Gestaltung identischer
AnstellungsvertrÃ¤ge mit lediglich unterschiedlichen TÃ¤tigkeitsbezeichnungen
habe zwar der Eindruck erweckt werden sollen, dass der Beigeladene und der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gleichberechtigte Partner seien. Beide TÃ¤tigkeiten unterlÃ¤gen
aber anderen gesetzlichen Vorgaben. Auch wenn dem Beigeladenen mit Erteilung
der Einzelprokura umfangreiche Rechte zugebilligt worden seien, unterliege er
letztlich als Angestellter der GmbH den Weisungen des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers. Eine
bloÃ�e SchÃ¶nwetter-SelbststÃ¤ndigkeit, die nur solange gelte, wie keine Konflikte
auftrÃ¤ten, gebe es nicht. Nach GesamtwÃ¼rdigung aller zur Beurteilung der
TÃ¤tigkeit des Beigeladenen relevanten Tatsachen Ã¼berwÃ¶gen die Merkmale
eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses. Die Feststellungen beruhten auf
den Ergebnissen der durchgefÃ¼hrten BetriebsprÃ¼fung. In der Anlage des
Bescheides erfolgte die Berechnung der BeitrÃ¤ge nach Â§ 28p Abs. 1 SGB IV.

Â 

In ihrem Widerspruch vom 22.07.2015 verwies die KlÃ¤gerin auf die
Gleichberechtigung von GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und Beigeladenem. Nach dem
Prokuristen-Anstellungsvertrag sei die Dienstaufsicht Ã¼ber den Beigeladenen der
Gesellschafterversammlung Ã¼bertragen und dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer damit
entzogen worden. Dem Beigeladenen als 50%igem Mitgesellschafter kÃ¶nnten
keine Weisungen erteilt werden. Als solcher trage er das Gewinn- und Verlustrisiko
der KlÃ¤gerin mit. Er hafte darÃ¼ber hinaus durch Darlehen und
selbstschuldnerische BÃ¼rgschaften noch persÃ¶nlich fÃ¼r die Verbindlichkeiten
der KlÃ¤gerin und habe dadurch ein erhebliches wirtschaftliches Verlustrisiko
zugunsten der KlÃ¤gerin Ã¼bernommen, welches Ã¼ber dasjenige eines
Arbeitnehmers weit hinaus gehe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 29.01.2016 wies die Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Da der Beigeladene nur mit 50 % am Stammkapital der
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KlÃ¤gerin beteiligt sei, kÃ¶nne er Weisungen des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers nicht
verhindern. Ein Prokurist habe nicht dieselbe Stellung wie ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
einer GmbH. Dem Prokuristen seien bestimmte Rechtshandlungen wie
hÃ¶chstpersÃ¶nliche GeschÃ¤fte, das Stellen eines Insolvenzantrages,
VerÃ¤uÃ�erung und Belastung von GrundstÃ¼cken nicht mÃ¶glich. Insoweit
unterliege der Beigeladene bei der AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit als Prokurist
einem Weisungsrecht des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers bezÃ¼glich Ort, Zeit sowie Art und
Weise der TÃ¤tigkeit. Mangels Berufung zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer kÃ¶nne der
Beigeladene den GeschÃ¤ftsbetrieb nicht maÃ�geblich mitbestimmen. Er kÃ¶nne
insoweit allenfalls im passiven Sinn ihm nicht genehme BeschlÃ¼sse abwenden,
nicht aber -mangels vorhandener geschÃ¤ftsfÃ¼hrender Gestaltungsmacht- die
Gesellschaft aktiv maÃ�geblich beeinflussen. Der Anstellungsvertrag enthalte
arbeitsvertraglich typische Regelungen. Die Ã�bernahme eines
arbeitnehmeruntypischen Risikos der Inanspruchnahme aus einer freiwillig
eingegangenen selbstschuldnerischen BÃ¼rgschaft rechtfertige fÃ¼r sich allein
betrachtet grundsÃ¤tzlich nicht das Vorliegen eines Unternehmerrisikos (mit
Verweis auf BSG, Beschluss vom 21.01.2009 â�� B 12 KR 15/07 B -).

Â 

Am 29.02.2016 hat die KlÃ¤gerin Klage beim Sozialgericht (SG) Leipzig erhoben und
ihr Vorbringen im Widerspruchsverfahren wiederholt. 

Â 

Mit Urteil vom 22.05.2017 (der Beklagten zugestellt am 13.07.2017) hat das SG der
Klage stattgegeben und den Bescheid der Beklagten vom 25.06.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.01.2016 aufgehoben. In den
EntscheidungsgrÃ¼nden hat es ausgefÃ¼hrt: Die angefochtenen Bescheide seien
rechtswidrig. Die TÃ¤tigkeit des Beigeladenen als Prokurist sei keine abhÃ¤ngige
und sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung. Vielmehr sei der Beigeladene wie
ein Unternehmer mit typischen Freiheiten und Risiken beschÃ¤ftigt und dem
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber wegen seiner hÃ¤lftigen
Mitbeteiligung gleichberechtigt. Zwar enthalte der Prokuristen-Anstellungsvertrag
arbeitnehmertypische Regelungen. Auch spreche die buchhalterische Behandlung
der Lohnaufwendungen fÃ¼r eine abhÃ¤ngige Anstellung. Letzteres sei aber
hauptsÃ¤chlich durch steuerliche Motive bestimmt. Aufgrund seiner hÃ¤lftigen
Beteiligung am Stammkapital der KlÃ¤gerin sei der Beigeladene rechtlich in der
Lage, ihm nicht genehme BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung zu
verhindern. Da der Prokuristen-Anstellungsvertrag nur durch die
Gesellschafterversammlung geÃ¤ndert werden dÃ¼rfe, sei dessen Ã�nderung
gegen den Willen des Beigeladenen ausgeschlossen. Der Beigeladene bestimme
den GeschÃ¤ftsbetrieb der KlÃ¤gerin auch tatsÃ¤chlich maÃ�geblich mit und treffe
dabei fortwÃ¤hrend unabhÃ¤ngige weisungsfreie Entscheidungen. Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sei fÃ¼r die Buchhaltung und ReprÃ¤sentation der KlÃ¤gerin
nach auÃ�en zustÃ¤ndig, wÃ¤hrend der Beigeladene das TagesgeschÃ¤ft
einschlieÃ�lich Anschaffungen von Betriebsmitteln und Einstellung von Personal
verantworte. Die beiden arbeiteten arbeitsteilig zusammen. Der Beigeladene trage
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durch seine hÃ¤lftige Beteiligung am Stammkapital auch ein erhebliches, fÃ¼r eine
fremdbestimmte BeschÃ¤ftigung untypisches unternehmerisches Risiko. VerstÃ¤rkt
werde diese Koppelung des wirtschaftlichen Erfolgs und Misserfolgs der KlÃ¤gerin
mit dem des Beigeladenen auch durch die von diesem Ã¼bernommenen
selbstschuldnerischen BÃ¼rgschaften zugunsten der KlÃ¤gerin, deren Rahmen
mehrere JahresbezÃ¼ge aus seiner ProkuristentÃ¤tigkeit Ã¼berschreite. Der
Beigeladene habe sich hierdurch wirtschaftlich derart eng an die
GeschÃ¤ftsentwicklung der KlÃ¤gerin gebunden, dass seine wirtschaftliche Lage
insgesamt und unmittelbar von der Situation der KlÃ¤gerin abhÃ¤nge. 

Â 

Am 24.07.2017 hat die Beklagte Berufung beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht
(LSG) eingelegt. Der Prokurist sei als leitender Angestellter mit besonderen
Handlungsvollmachten abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Er besitze keine
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis, sondern sei dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin
weisungsunterworfen und kÃ¶nne Entscheidungen gegen den Willen der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung nicht durchsetzen. Der Prokuristen-Anstellungsvertrag vom
01.10.2008 enthalte arbeitnehmertypische Regelungen hinsichtlich der
Mindestarbeitszeit von 40 Wochenstunden (Â§ 2 Abs. 3), einer monatlich fixen
erfolgsunabhÃ¤ngigen VergÃ¼tung zuzÃ¼glich Weihnachts- und Urlaubsgeld
(Â§Â 4), eines Urlaubsanspruchs (Â§ 3 Ziff. 1), eines Anspruchs auf
Gehaltsfortzahlung bei Krankheit (Â§ 10) und auf Aufwendungsersatz (Â§ 5 Ziff. 1)
sowie hinsichtlich der KÃ¼ndigungsmÃ¶glichkeiten (Â§ 1 Ziff. 2-4). Auch dies
spreche fÃ¼r die Annahme einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung. Â§ 28p SGB IV sei
Rechtsgrundlage fÃ¼r den angefochtenen Bescheid. Nach dem Wortlaut und Inhalt
des Bescheides vom 21.11.2014 habe die KlÃ¤gerin dessen Regelungsgehalt
ausgehend von dem maÃ�geblichen objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont nur so
verstehen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, dass die BetriebsprÃ¼fung mit Bekanntgabe des
Bescheides noch nicht beendet worden sei und noch ein weiterer Bescheid oder
eine weitere Mitteilung hinsichtlich der sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung
der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen erfolgen werde. Vor diesem Hintergrund sei es
auch unschÃ¤dlich, dass der Bescheid vom 21.11.2014 nicht als Teilbescheid
bezeichnet worden sei. Dies wÃ¼rde implizieren, dass ein zweiter Verwaltungsakt
zwingend sei. WÃ¤re die im Rahmen der BetriebsfÃ¼hrung durchgefÃ¼hrte
sozialversicherungsrechtliche Beurteilung der TÃ¤tigkeit des Beigeladenen jedoch
ohne Feststellungen geblieben, dann hÃ¤tte die Beklagte der KlÃ¤gerin nur eine
PrÃ¼fmitteilung ohne Regelungscharakter zukommen lassen. Begrenzt werde eine
weitere BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r denselben Zeitraum lediglich durch den Eintritt der
VerjÃ¤hrung gemÃ¤Ã� Â§Â 25 SGB IV und die Reichweite der Bestandskraft und
Bindungswirkung eines frÃ¼heren BetriebsprÃ¼fungsbescheides (unter Hinweis auf
BSG, Urteil vom 18.11.2015 â�� BÂ 12 R 7/14 R).

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 
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das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 22. Mai 2017 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt, 

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Der Beigeladene sei selbststÃ¤ndig tÃ¤tig. Nach dessen Anstellungsvertrag stehe
dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer kein Weisungsrecht zu. Dieses Ã¼be nur die
Gesellschafterversammlung aus. Der Beklagte habe keinen Anspruch auf die
Statusfeststellung des Beigeladenen aus Â§ 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV, da sie die
BetriebsprÃ¼fung mit Bescheid vom 21.11.2014 abgeschlossen und ein davon
getrennt gefÃ¼hrtes Statusfeststellungsverfahren eingeleitet habe. Denn der
Bescheid vom 21.11.2014 sei weder in seiner Bezeichnung (Bescheid, nicht
Teilbescheid) noch in seinem Tenor (â��die Beitragsforderung betrÃ¤gt
insgesamtâ�¦â��) eine unvollstÃ¤ndige Entscheidung gewesen, die nur einen Teil
der BetriebsprÃ¼fung abgeschlossen habe. Nur der Tenor des Bescheids sei
bestimmend und erwachse in Bestandskraft. Die Beklagte habe ausdrÃ¼cklich
mitgeteilt, dass die versicherungsrechtliche Beurteilung in einem gesonderten
Verfahren erfolgen werde, und explizit auf eine gesonderte Nachricht verwiesen.
Die StatusprÃ¼fung sei ohne Hinweis auf die bereits getroffene
BetriebsprÃ¼fungsentscheidung erfolgt. Da der Bescheid vom 21.11.2014
bestandskrÃ¤ftig geworden sei, habe eine Korrektur nur Ã¼ber Â§Â§ 44 ff. SGB X
erfolgen kÃ¶nnen, was die Beklagte unterlassen habe. Eine erneute
BetriebsprÃ¼fung erfordere gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 BVV eine erneute AnkÃ¼ndigung,
welche hier nicht erfolgt sei. 

Â 

Das LSG hat die HandelsregisterbÃ¤nde des Amtsgerichts Wâ�¦. Â und den
Sonderband des Amtsgerichts Yâ�¦. HRB 17646 zur Einsichtnahme beigezogen.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Akte des Senats, die beigezogenen Akten des SG, die
Verwaltungsakte der Beklagten und die beigezogenen HandelsregisterbÃ¤nde
Bezug genommen, die Gegenstand der Beratung und Entscheidungsfindung waren.

Â 

Â 
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EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Zu Unrecht hat das SG der
Klage stattgegeben und die SelbststÃ¤ndigkeit des zu 1 beigeladenen Prokuristen
festgestellt. Der Bescheid der Beklagten vom 25.06.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.01.2016 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§Â 54 Abs. 1, 2 SGG). 

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung der Versicherungspflicht und der
Beitragsforderung ist Â§ 28p Abs. 1 Satz 1 und 5 SGB IV (in der Fassung der
Bekanntmachung vom 30.07.2014). Danach prÃ¼fen die TrÃ¤ger der
Rentenversicherung bei den Arbeitgebern, ob diese ihre Meldepflichten und ihre
sonstigen Pflichten nach dem SGB IV, die im Zusammenhang mit dem
Gesamtsozialversicherungsbeitrag stehen, ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen,
insbesondere die Richtigkeit der Beitragszahlungen und der Meldungen (Â§ 28a SGB
IV) mindestens alle vier Jahre (Satz 1). Sie erlassen im Rahmen der PrÃ¼fung
Verwaltungsakte zur Versicherungspflicht und BeitragshÃ¶he in der Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung
einschlieÃ�lich der Widerspruchsbescheide gegenÃ¼ber den Arbeitgebern (Satz 5). 
Â§ 10 Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) stellt die Umlagen zum
Ausgleichsverfahren insoweit den BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) gleich (BSG Urteil vom 10. Dezember 2019 â�� B 12 R 9/18 R â�� BSGE 129,
247 = SozR 4-2500 Â§ 223 Nr. 3, juris, Rn. 12). Ausgehend von den zu Â§ 7 SGB IV
geltenden MaÃ�stÃ¤ben war der Beigeladene als Prokurist der KlÃ¤gerin im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt und unterlag aufgrund
BeschÃ¤ftigung gegen Arbeitsentgelt der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung. Er war als
Gesellschafter mit einem Anteil von 50% am Stammkapital und Prokurist nicht in
der Lage, seine Weisungsgebundenheit aufzuheben oder abzuschwÃ¤chen.
Aufgrund dieser hatte er im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum keine Rechtsmacht,
gegen ihn gerichtete Weisungen des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers verhindern zu kÃ¶nnen. 
Der Nachforderung steht nicht der Bescheid vom 21.11.2014 entgegen. Die
Beklagte hat zu Recht die geforderten BeitrÃ¤ge festgesetzt. 

Â 

Im streitigen Zeitraum unterlagen Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt
waren, der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung und nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung (vgl. Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, Â§ 25 Abs. 1 Satz 1
SGB III). Der Beigeladene war in seiner TÃ¤tigkeit als Prokurist bei der KlÃ¤gerin
abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt.

Â 
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BeschÃ¤ftigung ist gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV die nichtselbststÃ¤ndige
Arbeit, insbesondere in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis (Satz 1). Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BeschÃ¤ftigung sind eine TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers (Satz 2). Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG setzt eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung voraus, dass der
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung
in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur â��funktionsgerecht dienenden Teilhabe am
Arbeitsprozessâ�� verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit vornehmlich durch das eigene Unternehmensrisiko, das Vorhandensein
einer eigenen BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene
Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit
gekennzeichnet (BSG, Urteil vom 29. Juni 2021 â�� B 12 R 8/19 R â��, juris Rn. 11;
BSG, Urteil vom 23. Februar 2021 â�� B 12 R 15/19 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 54)

Â 

Diese AbgrenzungsmaÃ�stÃ¤be gelten grundsÃ¤tzlich sowohl fÃ¼r die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH (vgl. zuletzt BSG, Urteil vom 23. Februar 2021 â�� 
B 12 R 18/18 R â�� juris Rn. 14 f; BSG, Urteil vom 08. Juli 2020 â�� B 12 R 2/19 R
â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 52, juris Rn. 13 f) als auch fÃ¼r in einer GmbH angestellte
Gesellschafter (BSG, Urteil vom 12. Mai 2020 â�� B 12 KR 30/19 R â�� BSGE 130,
123 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 47, juris Rn. 30 ff mwN). Allerdings ist ein GmbH-
Gesellschafter, der in der Gesellschaft angestellt und nicht zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
bestellt ist, regelmÃ¤Ã�ig abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Er besitzt allein aufgrund seiner
gesetzlichen Gesellschafterrechte nicht die Rechtsmacht, seine
Weisungsgebundenheit als Angestellter der Gesellschaft aufzuheben. Das
Weisungsrecht gegenÃ¼ber den Angestellten der GmbH obliegt â�� sofern im
Gesellschaftsvertrag nichts anderes vereinbart ist â�� nicht der
Gesellschafterversammlung, sondern ist Teil der laufenden gewÃ¶hnlichen
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung. Erst wenn Gesellschafter kraft ihrer gesellschaftsrechtlichen
Position letztlich auch die Leitungsmacht gegenÃ¼ber der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung
haben, unterliegen sie nicht mehr deren Weisungsrecht (stRspr; BSG, Urteil vom 29.
Juni 2021 â�� B 12 R 8/19 R â��, juris Rn. 12; BSG, Urteil vom 12. Mai 2020 â�� B
12 KR 30/19 R â�� BSGE 130, 123 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 47, juris Rn. 32 mwN).

Â 

Bei der Statusbeurteilung ist regelmÃ¤Ã�ig vom Inhalt der zwischen den Beteiligten
getroffe-nen Vereinbarungen auszugehen, den die Verwaltung und die Gerichte
konkret festzustel-len haben. Liegen schriftliche Vereinbarungen vor, so ist neben
deren Vereinbarkeit mit zwingendem Recht auch zu prÃ¼fen, ob mÃ¼ndliche oder
konkludente Ã�nderungen erfolgt sind. Diese sind ebenfalls nur maÃ�gebend,
soweit sie rechtlich zulÃ¤ssig sind. SchlieÃ�lich ist auch die Ernsthaftigkeit der
dokumentierten Vereinbarungen zu prÃ¼fen und auszuschlie-Ã�en, dass es sich
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hierbei um einen bloÃ�en â��Etikettenschwindelâ�� handelt, der unter UmstÃ¤n-
den als ScheingeschÃ¤ft im Sinne des Â§ 117 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) zur
Nichtig-keit dieser Vereinbarungen und der Notwendigkeit fÃ¼hren kann, ggf. den
Inhalt eines hier-durch verdeckten RechtsgeschÃ¤fts festzustellen. Erst auf der
Grundlage der so getroffe-nen Feststellungen Ã¼ber den (wahren) Inhalt der
Vereinbarungen ist eine wertende Zuord-nung des RechtsverhÃ¤ltnisses zum Typus
der BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit vorzunehmen und in einem
weiteren Schritt zu prÃ¼fen, ob besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die eine hiervon
abweichende Beurteilung notwendig machen (BSG, Urteil vom 18. No-vember 2015
â�� B 12 KR 16/13 R â��, BSGE 120, 99-113, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 25, juris Rn.Â 17
mwN; BSG, Urteil vom 07. Juni 2019 â�� B 12 R 6/18 R â�� juris Rn. 14).

Â 

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben war der Beigeladene im streitigen Zeitraum in Bezug auf
seine TÃ¤tigkeit als Prokurist abhÃ¤ngig und sozialversicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. 

Â 

Zum einen ist der seiner TÃ¤tigkeit zugrundeliegende â��Prokuristen-
Anstellungsvertragâ�� (im Folgenden: P-AV) durch typische Merkmale eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses geprÃ¤gt. Vereinbart war eine â��wÃ¶chentliche
Arbeitszeit von mindestens 40 Stundenâ�� (Â§ 2 Ziff. 3 P-AV), ein festes
Monatsgehalt von 11.500 â�¬ brutto, Weihnachts- und Urlaubsgeld (Â§ 4 Ziff. 1 P-
AV), ein Jahresurlaub von 40 Arbeitstagen (Â§ 3 Ziff. 1 P-AV), Lohnfortzahlung im
Urlaubs- und Krankheitsfall (Â§Â§ 3, 10 P-AV) und Absicherung der Altersversorgung
(Â§ 4 Ziff. 2 P-AV). DarÃ¼ber hinaus waren dem Beigeladenen Spesen (Reisekosten;
Verpflegungsmehraufwendungen) zu erstatten (Â§ 5 Ziff. 1 P-AV). Das Gehalt des
Beigeladenen wurde als Betriebsausgabe der KlÃ¤gerin verbucht und Lohnsteuer
abgefÃ¼hrt. In AusÃ¼bung seiner TÃ¤tigkeit war er in die betriebliche Organisation
der KlÃ¤gerin eingegliedert. 

Â 

Zum anderen hat ein GmbH-Gesellschafter, der â�� wie der Beigeladene â�� von
der GmbH angestellt und nicht zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt wurde, allein
aufgrund seiner gesetzlichen Gesellschafterrechte in der
Gesellschafterversammlung nicht regelmÃ¤Ã�ig zugleich auch die Rechtsmacht,
seine Weisungsgebundenheit als Angestellter der Gesellschaft nach Belieben
aufzuheben oder auch nur abzuschwÃ¤chen. Vorbehaltlich anderweitiger
Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag sind die Dienstaufsicht und das
Weisungsrecht Ã¼ber die Angestellten der GmbH Sache der laufenden
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und nicht der Gesellschafterversammlung (BSG, Urteil vom
11. November 2015, B 12 R 2/14, a.a.O., Rn. 37; Urteil vom 19. August 2015, B 12
KR 9/14 R, juris Rn. 28; jeweils m.w.N.; BSG, Urteil vom 17. Mai 2001 â�� B 12 KR
34/00 R â�� juris Rn. 15). Allein der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼hrt die laufenden
GeschÃ¤fte der GmbH, zu denen auch die AusÃ¼bung des Weisungsrechts
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gegenÃ¼ber den BeschÃ¤ftigten der Gesellschaft gehÃ¶rte. Trotz seiner hÃ¤lftigen
Beteiligung am Stammkapital blieb die Position des Beigeladenen innerhalb des
Unternehmens deutlich hinter der organschaftlich begrÃ¼ndeten Stellung des bis
zum 28.11.2016 allein bestellten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers Uâ�¦. Â zurÃ¼ck. Der
Gesellschaftsvertrag der KlÃ¤gerin sieht weder eine EinschrÃ¤nkung der
Vertretungsbefugnis der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung (vgl. Â§Â§ 35, 37 GmbHG) noch ihres
Weisungsrechts gegenÃ¼ber Angestellten der Gesellschaft vor. Insbesondere ist
nach dem Gesellschaftsvertrag der Gesellschafterversammlung nicht das
Weisungsrecht gegenÃ¼ber dem Beigeladenen im Allgemeinen oder fÃ¼r
bestimmte EinzelfÃ¤lle vorbehalten (Â§ 45 Abs. 2, Â§ 46 GmbHG) (BSG, Urteil vom
12. Mai 2020 â�� B 12 KR 30/19 R â�� BSGE 130, 123 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 47,
Rn. 33 mwN). Der Beigeladene war damit weder in der Lage, diese
ZustÃ¤ndigkeitsverteilung zu Ã¤ndern, noch konnte er im Einzelfall eine Weisung
des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers an sich verhindern. Wegen der fÃ¼r einen Beschluss der
Gesellschafterversammlung notwendigen Mehrheit der Stimmen aller Gesellschafter
(Â§ 47 Abs. 1 GmbHG) konnte er keinen eine Weisung abwendenden Beschluss der
Gesellschafterversammlung herbeifÃ¼hren. Bei gegensÃ¤tzlicher Stimmabgabe
fÃ¼hrte sein Stimmrecht zur Stimmengleichheit und damit zu einer Patt-Situation.
Allein die bloÃ�e MÃ¶glichkeit, einen Gesellschafterbeschluss zu verhindern,
schlieÃ�t die Dienstaufsicht der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung Ã¼ber die Angestellten nicht
aus (BSG, Urteil vom 29. Juni 2021 â�� B 12 R 8/19 R â��, Rn. 14, juris). Somit war
der Beigeladene rechtlich an die Weisungen des bis zum 28.11.2016 allein
bestellten GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers Uâ�¦. Â gebunden und nicht in die Lage,
Einzelanweisungen an sich im Bedarfsfall zu verhindern. Bereits aufgrund einer
solchen Unterordnung unter den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist regelmÃ¤Ã�ig von einer
BeschÃ¤ftigung auszugehen (BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R
â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, juris Rn. 24 ff.)

Â 

Auch der Prokuristen-Anstellungsvertrag vom 01.10.2008 hat die rechtliche
Weisungsgebundenheit des Beigeladenen nicht entfallen lassen. Nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG sind Regelungen auÃ�erhalb des
Gesellschaftsvertrags nicht geeignet, die gesellschaftsrechtlich verankerte
Rechtsmacht in sozialversicherungsrechtlich relevanter Art zu verÃ¤ndern. Das gilt
fÃ¼r Stimmbindungsvereinbarungen (BSG, Urteil vom 7. August 2020 â�� B 12 R
17/18 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 49 Rn. 22) ebenso wie fÃ¼r im
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrervertrag vereinbarte Vetorechte (BSG, Urteil vom 11. November
2015 â�� B 12 KR 10/14 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 28 Rn. 26), (notarielle)
Treuhandvereinbarungen (BSG, Urteil vom 10. Dezember 2019 â�� B 12 KR 9/18 R
â�� BSGE 129, 254 = SozR 4-2500 Â§ 7 Nr. 46, Rn. 17 ff; BSG, Urteile vom 12. Mai
2020 â�� B 12 KR 30/19 R â�� BSGE 130, 123 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 47, Rn. 18 ff,
â�� B 12 R 5/18 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 50 Rn. 16 ff und â�� B 12 R 11/19 R â��
juris Rn. 17 ff), die AusÃ¼bung von Beteiligungsrechten in Tochtergesellschaften
(BSG, Urteile vom 08. Juli 2020 â�� B 12 R 26/18 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 51 Rn.
16, â�� B 12 R 4/19 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 53 Rn. 19, â�� B 12 R 1/19 R â��
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 48 Rn. 23, â�� B 12 R 2/19 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 52 Rn.
20 und â�� B 12 R 6/19 R â�� juris Rn. 16) und GesellschafterbeschlÃ¼sse
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herrschender Unternehmen (BSG, Urteil vom 23. Februar 2021 â�� B 12 R 18/18 R
â�� juris Rn. 21 ff). Im vorliegenden Fall enthÃ¤lt der Gesellschaftsvertrag keine
abweichenden Bestimmungen. Ein umfassendes Zustimmungserfordernis der
Gesellschafterversammlung fÃ¼r jegliche Weisungen der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung an
den beigeladenen Gesellschafter fehlt sowohl im Gesellschaftsvertrag als auch in Â§
46 GmbHG. Nur dadurch kÃ¶nnte aber der Beigeladene Weisungen der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung an sich kraft seiner Gesellschafterstellung verhindern (BSG,
Urteil vom 29. Juni 2021 â�� B 12 R 8/19 R â�� juris, Rn. 17). AuÃ�erhalb des
Gesellschaftsvertrages getroffene Regelungen â�� hier der Prokuristen-
Anstellungsvertrag vom 01.10.2008 â�� vermÃ¶gen die sich aus dem
Gesellschaftsvertrag und GmbHG ergebenden RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht mit
sozialversicherungsrechtlicher Wirkung zu verschieben (zuletzt: BSG, Urteil vom 14.
MÃ¤rz 2018, B 12 KR 13/17 R, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 35 m.w.N.). 

Â 

Die dem Beigeladenen erteilte, notariell beglaubigte Prokura Ã¤nderte die
RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht. Durch die Erteilung der Prokura ist der
Beigeladene zum rechtsgeschÃ¤ftlichen Vertreter der GmbH bestellt worden (Â§Â§
48 ff. HGB). Der Umfang einer wirksam erteilten Prokura umfasst alle Arten
gerichtlicher und auÃ�ergerichtlicher GeschÃ¤fte und Rechtshandlungen, die der
Betrieb eines Handelsgewerbes mit sich bringt (Â§ 49 Abs. 1 HGB), mit Ausnahme
der VerÃ¤uÃ�erung und der Belastung von GrundstÃ¼cken (Â§ 49 Abs. 2 HGB). Der
Prokurist bleibt als rechtsgeschÃ¤ftlicher Vertreter von vornherein in den
gegenstÃ¤ndlichen Rahmen des Â§ 49 HGB eingebunden (vgl. Altmeppen, 10. Aufl.
2021, GmbHG, Â§ 35 Rn. 74). Die Prokura ist eine Vertretungsmacht fÃ¼r
VerkehrsgeschÃ¤fte im AuÃ�enverhÃ¤ltnis, umfasst aber nicht das
Organisationsrecht des Unternehmens (Wagner/WÃ¶stmann in: RÃ¶hricht/Graf von
Westphalen/Haas, HGB, 5. Aufl. 2019, Â§ 49 HGB, Rn. 5), insbesondere rÃ¤umte sie
dem Beigeladenen keine besondere Stellung im Hinblick auf das Weisungsrecht der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung ein (BSG, Urteil vom 29. Juni 2021 â�� B 12 R 8/19 R â��, Rn.
18, juris; BGH, Urteil vom 18. Oktober 1976 â�� II ZR 9/75 â��, Rn. 10, juris; BGH,
Urteil vom 01. Februar 1999 â�� II ZR 276/97 â��, Rn. 10 â�� 13, juris; Altmeppen,
10. Aufl. 2021, GmbHG Â§ 35 Rn. 71). Vielmehr unterlag der Beigeladene im
InnenverhÃ¤ltnis den Weisungen des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers (vgl. auch BGH, Urteil
vom 15. Mai 2012 â�� VI ZR 166/11-). Dem Prokuristen darf insbesondere keine
Vetoposition zukommen (vgl. Altmeppen, 10. Aufl. 2021, GmbHG Â§ 35 Rn. 71;
Kleindiek in Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz Kommentar, 20. Aufl. 2020, Â§ 35
GmbHG, Rn. 39; OLG MÃ¼nchen, Beschluss vom 25. Juli 2017 â�� 31 Wx 194/17-,
juris Rn. 9; Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 15.
Dezember 2010 â�� 2 W 150/10 â��, juris Rn.17). Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat
zudem nicht nur die Vertretungsmacht, sondern auch die Befugnis im
InnenverhÃ¤ltnis, ohne dass es dafÃ¼r eines Gesellschafterbeschlusses nach 
Â§Â 46 Nr. 7 GmbHG bedarf, die dem Beigeladenen erteilte Prokura jederzeit ohne
RÃ¼cksicht auf das der Erteilung zugrundeliegende RechtsgeschÃ¤ft (hier:
Prokuristen-Anstellungsvertrag) gegen dessen Willen zu widerrufen (Â§ 52 Abs. 1
HGB) (Wagner/WÃ¶stmann in: RÃ¶hricht/Graf von Westphalen/Haas, HGB, 5. Aufl.
2019, Â§Â 52 HGB, Rn. 3). Denn â�� mangels Regelung in der Satzung â�� ist nur
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die Bestellung des Prokuristen, nicht aber den Widerruf der Prokura unter den
Zustimmungsvorbehalt der Gesellschafter gestellt (Â§ 46 Nr. 7 GmbHG) (Altmeppen,
10. Aufl. 2021, GmbHG Â§ 46 Rn. 73, Wagner/WÃ¶stmann in RÃ¶hricht/Graf von
Westphalen/Haas, HGB, 5. Aufl. 2019, Â§ 52 HGB, Rn. 11). Damit war dem
Beigeladenen keine derart weitgehende Rechtsmacht eingerÃ¤umt, die es ihm
erlaubt hÃ¤tte, jegliche Weisungen durch den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zu
verhindern (vgl. BSG, Beschluss vom 10. Dezember 2019 â��B 12 KR 34/19 B â��
juris, Rn 8; BSG, Urteile vom 29.06.2016 â��â�� B 12 R 5/14 R â�� juris Rn. 39, und
vom 11.11.2015 â�� B 12 KR 13/14 R â�� juris Rn. 22).

Â 

Die selbstschuldnerischen BÃ¼rgschaften begrÃ¼nden kein â�� Ã¼ber ein
wirtschaftliches Eigeninteresse hinausgehendes â�� â��typisches
Unternehmerrisikoâ�� des Beigeladenen und sind nicht unter dem Gesichtspunkt
tatsÃ¤chlicher wirtschaftlicher EinflussmÃ¶glichkeiten und eines etwaigen
Unternehmerrisikos als Indiz fÃ¼r eine SelbststÃ¤ndigkeit zu werten (vgl. hierzu
BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â�� juris Rn. 26 ff.). Zwar
sind nach der Rechtsprechung des BSG auch solche EinflussmÃ¶glichkeiten zu
beachten, soweit sie einem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer selbst gegenÃ¼ber der Gesellschaft
zur VerfÃ¼gung stehen (vgl. zu einem â�� im Ergebnis nicht ausreichenden â�� der
Gesellschaft gewÃ¤hrten Darlehen: BSG, Urteil vom 08. August 1990 â�� 11 RAr
77/89 â�� juris Rn. 32). Jedoch begrÃ¼ndeten diese BÃ¼rgschaften kein mit der
TÃ¤tigkeit des Beigeladenen â�� sei es als BeschÃ¤ftigter oder selbststÃ¤ndiger
Dienstverpflichteter â�� verbundenes Risiko. Es handelt sich nÃ¤mlich nicht um
einen mit den geschuldeten Diensten verbundenen Aufwand, weil die
BÃ¼rgschaften fÃ¼r die ErfÃ¼llung der diesbezÃ¼glichen Pflichten nicht
erforderlich waren. Die GrÃ¼nde fÃ¼r ihre Bestellung sind vielmehr auÃ�erhalb der
BeschÃ¤ftigung bzw. des DienstverhÃ¤ltnisses zu suchen (vgl. BSG, Urteil vom 29.
August 2012 â�� B 12 KR 25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr.17,
Rn. 29; z. B. im Unterschied dazu: BÃ¼rgschaftsanordnung und
HaftungsÃ¼bernahme eines Bezirksstellenleiters des SÃ¼d-Lottos: BSG, Urteil vom
01. Dezember 1977 â�� 12/3/12 RK 39/74 â��, BSGE 45, 199-206, SozR 2200 Â§
1227 Nr. 8, Rn. 24). 

Â 

Ebenso genÃ¼gt die GewÃ¤hrung einer Tantieme als solche nicht, um eine
BeschÃ¤ftigung auszuschlieÃ�en (vgl. BSG, Urteil vom 29. August 2012 â�� B 12 KR
25/10 R â��, BSGE 111, 257-268, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, Rn. 28; BSG, Urteil vom
10. Mai 2007 â�� B 7a AL 8/06 R â�� beide juris). Bedeutung fÃ¼r die Abgrenzung
von BeschÃ¤ftigung und selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit kommt Tantiemen nur als (ein)
AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r ein mÃ¶gliches wirtschaftliches Eigeninteresse des fÃ¼r
ein Unternehmen TÃ¤tigen zu, das im Rahmen der GesamtwÃ¼rdigung Gewicht
gewinnen kann, jedoch nicht allein entscheidend ist (vgl. BSG, Urteil vom 08. August
1990 â�� 11 RAr 77/89 â�� juris Rn. 33 m.w.N.). Vor dem Hintergrund, dass die
GewÃ¤hrung einer Tantieme auch an Arbeitnehmer nicht ungewÃ¶hnlich ist (vgl.
z.B. BSG, Urteile vom 02. Juni 1982 â�� 12 RK 4/82 â�� und vom 28. April 1982 â�� 
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12 RK 12/80 â��, beide juris), ist deren Gewicht fÃ¼r die hier im Vordergrund
stehende Abgrenzung der BeschÃ¤ftigung in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis gegenÃ¼ber
einem selbstÃ¤ndigen DienstverhÃ¤ltnis gering. Eine TÃ¤tigkeit im (auch) eigenen
Betrieb scheidet hier bereits aufgrund der Rechtsform der KlÃ¤gerin, einer GmbH,
aus. 

Das fÃ¼r die SelbststÃ¤ndigkeit angefÃ¼hrte Argument, der geschÃ¤ftliche
(Miss-)Erfolg der KlÃ¤gerin wirke sich unmittelbar auf den Beigeladenen aus, weil
ihm das Unternehmen zur HÃ¤lfte gehÃ¶re, ist im Rahmen der GesamtabwÃ¤gung
kein ausschlaggebendes Indiz. Denn die Haftung des GmbH-Gesellschafters
beschrÃ¤nkt sich grundsÃ¤tzlich auf die Einlage (Â§Â 13 Abs. 1 GmbHG) (Bayer in
Lutter/Hommelhoff, GmbH-Gesetz Kommentar, 20. Aufl. 2020, Â§Â 13 GmbHG, Rn.
5). Eine Nachschusspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 26ff GmbHG ist im Gesellschaftsvertrag
nicht vorgesehen, sodass ein geschÃ¤ftlicher Misserfolg der KlÃ¤gerin daher in der
Regel nur zum Ausbleiben von GewinnausschÃ¼ttungen fÃ¼hrt. Daraus lÃ¤sst sich
kein Unternehmerrisiko fÃ¼r den Beigeladenen begrÃ¼nden. Denn der KlÃ¤ger
setzt seine Arbeitskraft nicht mit der Gefahr ein, hierfÃ¼r keine Gegenleistung zu
erhalten. Vielmehr sichert ihm der Anstellungsvertrag als Gegenleistung fÃ¼r seine
TÃ¤tigkeit unabhÃ¤ngig vom wirtschaftlichen Ergebnis der KlÃ¤gerin ein Anspruch
auf ein festes Monatsgehalt zu, wie dies fÃ¼r BeschÃ¤ftigte typisch ist. Bezogen auf
die geschuldeten Dienste hatte der KlÃ¤ger â�� wie jeder andere BeschÃ¤ftigte
auch â�� allein das Risiko des Entgeltausfalls in der Insolvenz des Arbeitgebers zu
tragen. Die finanziellen Risiken und Chancen durch seine hÃ¤lftige Beteiligung an
der KlÃ¤gerin wirken sich somit nicht anders aus als die Beteiligung an einer
beliebigen anderen GmbH.

Â 

Der streitgegenstÃ¤ndlichen Beitragsnachforderung steht auch nicht die aus der
Bestandskraft
abgeleitete Bindungswirkung des BetriebsprÃ¼fungsbescheids vom 21.11.2014 (Â§
77 SGG) entgegen. Der Bescheid vom 21.11.2014 entfaltet fÃ¼r den vorliegenden
Rechtsstreit keine solche Bindungswirkung. Der in dem streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheid vom 25.06.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 29.01.2016
geregelte Sachverhalt ist vom Regelungsgehalt des Bescheids vom 21.11.2014
nicht erfasst. Daher bedurfte es nicht dessen Aufhebung gemÃ¤Ã� Â§Â§ 44 ff SGB X
vor Erlass des angefochtenen Bescheides (vgl. dazu PadÃ© in Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 45 SGB X, Stand: 03.01.2022, Rn. 33). Mit dem Bescheid
vom 21.11.2014 wurden die personenbezogenen BeitrÃ¤ge fÃ¼r gezahlte
MehrarbeitsvergÃ¼tungen und ZuschÃ¼sse fÃ¼r Fahrten zwischen Wohnung und
ArbeitsstÃ¤tte zweier anderer Arbeitnehmer (Pâ�¦. Â und Oâ�¦. ) nachgefordert. Auf
die nur stichprobenweise durchgefÃ¼hrte PrÃ¼fung iSv Â§ 11 Abs. 1 BVV und die
noch nicht abgeschlossene PrÃ¼fung des sozialversicherungsrechtlichen Status des
Beigeladenen wurde ausdrÃ¼cklich hingewiesen. 

Â 

Die BetriebsprÃ¼fung als solche ist nur eine StichprobenprÃ¼fung und schlieÃ�t
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deshalb andere Entscheidungen betreffend nicht von der Stichprobe erfasste
BeschÃ¤ftigte nicht aus (vgl. PadÃ© in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§
45 SGB X, Stand: 03.01.2022, Rn. 34). Â§Â 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV beinhaltet das
Recht und die Pflicht, die BetriebsprÃ¼fung durch einen Verwaltungsakt zu
beenden, der den Bestimmtheitsanforderungen genÃ¼gt und Gegenstand sowie
Ergebnis der PrÃ¼fung angibt (BSG, Urteil vom 19. September 2019 â�� B 12 R
25/18 R â��, BSGE 129, 95-106, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 43, Rn. 33, juris). Die
betriebsprÃ¼fenden RentenversicherungstrÃ¤ger sind bei der Definition des
Gegenstands einer BetriebsprÃ¼fung grundsÃ¤tzlich frei (vgl. Â§ 11 Abs. 1 Satz 1
BVV). Die BetriebsprÃ¼fung kann sich auch auf GmbH-Gesellschafter als
Prokuristen erstrecken, sofern ihr sozialversicherungsrechtlicher Status nicht bereits
durch Verwaltungsakt festgestellt ist (zwingend auf die im Betrieb tÃ¤tigen
Ehegatten, Lebenspartner, AbkÃ¶mmlinge des Arbeitgebers sowie
geschÃ¤ftsfÃ¼hrende GmbH-Gesellschafter: vgl. BSG, Urteil vom 19.Â September
2019 â�� B 12 R 25/18 R â��, BSGE 129, 95-106, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr 43, juris Rn.
35). Andernfalls bliebe die Schutzwirkung einer BetriebsprÃ¼fung hinter der eines
(obligatorischen) Statusfeststellungsverfahrens zurÃ¼ck, was der grundsÃ¤tzlichen
Gleichwertigkeit dieser Verfahren nicht angemessen wÃ¤re (Â§ 7a Abs 1 Satz 1
Halbsatz 2 SGB IV; dazu BSG, Urteil vom 4. September 2018 â�� B 12 KR 11/17 R
â�� BSGE 126, 235 = SozR 4-2400 Â§ 7a Nr. 10, Rn. 12 f mwN; BSG, Urteil vom 16.
Juli 2019 â�� B 12 KR 6/18 R, beide juris) . 

Â 

Die BetriebsprÃ¼fung ist aber erst dann abgeschlossen, wenn dem
RentenversicherungstrÃ¤ger alle notwendigen Unterlagen und Dokumente, die er
fÃ¼r die PrÃ¼fung angefordert hat, vorliegen und er die Informationen hat, die ihn
in die Lage versetzen, eine PrÃ¼fmitteilung oder Bescheid zu erlassen. Das
bedeutet, dass der Abschluss der PrÃ¼fung nicht gleichgesetzt werden kann mit
Beendigung der PrÃ¼fung vor Ort beim Arbeitgeber oder Abrechnungsstellen nach 
Â§ 28p Abs. 6 SGB IV (Scheer in Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV, 4. Aufl., Â§ 28p
SGB IV, Stand: 02.05.2022, Rn. 226 mwN). Wird im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung
eine versicherungsrechtliche Beurteilung eines Mitarbeiters vorgenommen â�� wie
das vorliegend der Fall war -, kann dies dazu fÃ¼hren, dass eine Trennung von der
Ã¼brigen PrÃ¼fung stattfindet. In diesen FÃ¤llen kÃ¶nnen zwei Bescheide ergehen,
einer zu den Ã¼brigen Feststellungen (hier: Bescheid vom 21.11.2014) und einer zu
der versicherungsrechtlichen Beurteilung (hier: Bescheid vom 25.06.2015). Werden
diese nicht zeitgleich an den Arbeitgeber versandt, muss in dem ersten Bescheid
zum Ausdruck gebracht werden, dass die PrÃ¼fung noch nicht abgeschlossen ist
und nur eine Teilregelung erfolgt, weil z.B. weitere Ermittlungen zur
versicherungsrechtlichen Beurteilung notwendig sind und eine Entscheidung
darÃ¼ber in einem gesonderten Bescheid vorgenommen wird (vgl. Scheer in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV, 4. Aufl., Â§ 28p SGBÂ IV, Stand: 02.05.2022, Rn.
226 mwN). Dies ist hier erfolgt. FÃ¼r die Auslegung eines Verwaltungsaktes kommt
es Ã¼ber den bloÃ�en Wortlaut hinaus auf den objektiven Sinngehalt des
Verwaltungsakts an, also darauf, wie der EmpfÃ¤nger dessen Inhalt
(VerfÃ¼gungssatz und BegrÃ¼ndung) bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung nach den
UmstÃ¤nden des Einzelfalls objektiv verstehen konnte und musste. Die Auslegung
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geht aus vom EmpfÃ¤ngerhorizont eines verstÃ¤ndigen Beteiligten, der alle
BegleitumstÃ¤nde und ZusammenhÃ¤nge (Vorgeschichte, AntrÃ¤ge,
Begleitschreiben, Situation des Adressaten, genannte Rechtsnormen, auch
Interesse der BehÃ¶rde) berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde erkennbar in ihre
Entscheidung einbezogen hat. Zur Auslegung von Verwaltungsakten kann auf den
gesamten Inhalt des Bescheids einschlieÃ�lich der von der BehÃ¶rde gegebenen
BegrÃ¼ndung, auf frÃ¼her zwischen den Beteiligten ergangene Verwaltungsakte
oder auf allgemein zugÃ¤ngliche Unterlagen zurÃ¼ckgegriffen werden (BSG, Urteil
vom 25. Oktober 2017 â�� B 14 AS 9/17 R â��, SozR 4-1300 Â§ 45 Nr. 19, juris Rn.
16 â�� 27 mwN). Zwar hat die Beklagte den Bescheid vom 21.11.2014 nicht
ausdrÃ¼cklich mit der Ã�berschrift â��Teilbescheidâ�� oder â��Teilregelungâ��
versehen. Jedoch hat sich fÃ¼r die KlÃ¤gerin als objektive EmpfÃ¤ngerin aus dem
Inhalt der BegrÃ¼ndung des Bescheides, den weiteren ihr Ã¼bersandten
Unterlagen (Feststellungsbogen zur sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung
eines Gesellschafters einer GmbH und dazu angeforderte Anlagen, Hinweise zur
sozialversicherungsrechtlichen Beurteilung), dem durchgehend verwandten
Verfahrensaktenzeichen, derselben Ã�berschrift â��Bescheid â�� Betriebsnummer:
05581054 â�� BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 28p Abs. 1 SGB IV, durchgefÃ¼hrt am
17.09.2014 von Frau Râ�¦. â�� und den bekannten UmstÃ¤nden unzweideutig
ergeben, dass es sich um ein und denselben BetriebsprÃ¼fungsvorgang gehandelt
hat, der sich nicht auf Nachforderungen in Bezug auf die beiden Arbeitnehmer
beschrÃ¤nkt hat und mit dem Erlass des Bescheides vom 21.10.2014 noch nicht
abgeschlossen war, sondern damit nur eine Teilregelung erfolgt ist. Weitere
Ermittlungen zur versicherungsrechtlichen Beurteilung des Prokuristen
(Beigeladenen) waren notwendig, worÃ¼ber die Beklagte in dem Bescheid vom
21.11.2014 auch eine gesonderte Entscheidung ankÃ¼ndigte. SchlieÃ�lich weisen
auch die BegleitumstÃ¤nde darauf hin, dass sich die KlÃ¤gerin Ã¼ber das noch
laufende, keineswegs abgeschlossene BetriebsprÃ¼fungsverfahren durchaus
bewusst war. So hat der Steuerberater der KlÃ¤gerin am 17.09.2014 und der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin am 17.11.2014 die VerzÃ¶gerung der Mitwirkung
in Bezug auf das AusfÃ¼llen des Feststellungsbogens zur statusrechtlichen
Beurteilung des Beigeladenen entschuldigt und die alsbaldige Erledigung
angekÃ¼ndigt.

Â 

Auch die Beitragsfestsetzung ist nicht zu beanstanden. Arbeitgeber haben fÃ¼r
versicherungspflichtig BeschÃ¤ftigte den Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu
zahlen (Â§Â 28d Satz 1 und 2, Â§ 28e Abs. 1 Satz 1 SGB IV idF der Bekanntmachung
vom 12.11.2009, BGBl I 3710). Der Beitragsbemessung liegt in der gesetzlichen
Rentenversicherung und nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung das Arbeitsentgelt
aus der versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung zugrunde (Â§ 162 Nr. 1 SGB VI idF
der Bekanntmachung vom 19.2.2002, BGBl I 754; Â§ 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V; 
Â§ 57 Abs. 1 Satz 1 SGB XI idF des GKV-WettbewerbsstÃ¤rkungsgesetzes vom
26.3.2007, BGBl I 378, und des Gesetzes zur besseren Vereinbarkeit von Familie,
Pflege und Beruf vom 23.12.2014, BGBl I 2462; Â§ 342 SGB III). DarÃ¼ber hinaus
haben die Arbeitgeber die Mittel zur DurchfÃ¼hrung der U1- und U2-Verfahren
durch gesonderte Umlagen aufzubringen, die sich nach dem Entgelt richten, nach
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dem die BeitrÃ¤ge zur GRV fÃ¼r die im Betrieb BeschÃ¤ftigten bemessen werden
(Â§ 1 Abs. 1 und 2 Satz 1 AAG). Dass die Beklagte die BeitrÃ¤ge und Umlagen
fehlerhaft berechnet hÃ¤tte, ist weder geltend gemacht worden noch ersichtlich.

Â 

II.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 Teilsatz 3 SGG iVm Â§
154 Abs. 1 VwGO. 

Â 

Â 

III.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG), da
sich die Entscheidung in die umfangreiche hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung zur
Statusbeurteilung einreiht und hier keine rechtliche Frage von grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung zu klÃ¤ren war.

Â 

Â 

IV.

Â 

Der Streitwert war nach Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 Teilsatz 1 SGG iVm Â§ 63 Abs. 2 Satz
1, Â§Â 52 Abs. 1 und 3 Satz 1, Â§ 47 Abs. 1 GKG in HÃ¶he der streitigen
Beitragsforderung festzusetzen. 

Â 

Â 

Â 

Â 

Â 
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Â 

Erstellt am: 20.06.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            21 / 21

http://www.tcpdf.org

